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Töchterles	Skepsis	gegenüber	dem	Pres-
tigeprojekt	des	oberösterreichischen	Lan-
deshauptmanns	Josef	Pühringer	und	neu-
en	Doktorratsstudien	an	der	Donauuni	in	
Krems	könnte	ihn	letztlich	den	Minister-
job	gekostet	haben,	wird	gemunkelt.	Nie-
derösterreichs	Landeshauptmann	Erwin	
Pröll	 lässt	 über	 seinen	 Sprecher	 Peter	
Kirchweger	 jede	 Einflussnahme	 auf	 die	
Töchterle-Absetzung	dementieren.	Es	habe	
mit	ihm	eine	hervorragende	Zusammen-
arbeit	gegeben,	gerade	beim	Forschungs-
zentrum	IST.	An	Gerüchten,	wonach	Töch-
terle	 als	möglicher	Rivale	 Prölls	 für	 die	
nächsten	Bundespräsidentenwahlen	auf	
ein	 Nebengleis	 gestellt	 worden	 sei,	 sei	
nichts	dran.	Pröll	bleibt	laut	eigenen	Aus-
sagen	 bis	 2018	 Landeshauptmann	 von	
Niederösterreich.

Überraschend	handzahm	fällt	die	Stel-
lungnahme	von	Josef	Pröll	als	Präsident	
der	Boltzmann-Forschungsgesellschaften	
aus.	 Die	 Zusammenlegung	 von	 Wissen-
schaft	und	Wirtschaft	könne	„Synergien	
und	mehr	Mittel“	bedeuten.	Er	habe	kei-
nerlei	Vorbehalte,	 lässt	er	profil	ausrich-
ten.

Der	ehemalige	Wissenschaftsminister	
Erhard	Busek	hält	dagegen	Spindeleggers	
Entscheidung	„für	ein	völlig	falsches	Sig-
nal“.	Noch	immer	funktioniere	die	Koor-
dination	 der	 diversen	 heimischen	 For-
schungseinrichtungen	 schlecht.	 „Unsere	
Universitäten	treten	miteinander	in	Kon-
kurrenz,	weil	viele	in	der	Forschung	das	
Gleiche	machen,	statt	sich	die	Arbeit	auf-
zuteilen	und	verstärkt	mit	ausländischen	
Universitäten	zu	kooperieren.“

In	internationalen	Rankings,	etwa	im	
jährlichen	Times	Higher	Education	World	
University	Ranking,	 rutschen	die	heimi-
schen	Universitäten	immer	weiter	ab.	Nur	
eine	schafft	es	unter	die	Top	200.	Während	
diese,	 die	 Hauptuniversität	 Wien,	 2011	
noch	Platz	139	belegen	konnte,	reichte	es	
heuer	nur	 für	den	170.	Platz	(siehe	Gra-
fik).

Der	Grund	für	den	Abstieg	ist	ganz	ein-
fach:	Andere	Länder	stellen	mehr	Geld	für	
ihre	 Universitäten	 zur	 Verfügung.	 Laut	
Times	Ranking,	dem	mittlerweile	bedeu-
tendsten	der	Welt,	schneiden	österreichi-
sche	Universitäten	vor	allem	beim	Betreu-
ungsverhältnis	und	bei	Spitzen-Lehrenden	
schlecht	ab.

Christoph	 Badelt,	 Rektor	 der	 Wirt-
schaftsuni	Wien,	sieht	die	größten	Defizi-
te	in	der	„Unterfinanzierung	des	Univer-
sitätssystems,	der	fehlenden	Regelung	des	
Zugangs	zu	Universitäten,	vor	allem	in	den	

„Ich bin von ÖVP  
und SPÖ enttäuscht“
Heinrich Schmidinger, Präsident der Universitätenkonferenz und Rektor der 
Universität Salzburg, über die Einsparung des Wissenschaftsministers und die 
Bedrohung der Geisteswissenschaften.

profil:	Der	Rektor	der	Wiener	Medi-
zin-Universität,	Wolfgang	Schütz,	

befürchtet,	dass	nach	Abschaffung	ei-
nes	eigenen	Wissenschaftsministers	
bald	auch	das	Forschungsbudget	ge-
kürzt	werden	könnte.
Heinrich Schmidinger:	Ich	hoffe,	dass	sich	
der	 neue	 Wissenschafts-	 und	 Wirt-
schaftsminister	 Reinhold	Mitterlehner	
sehr	 anstrengen	wird,	 dass	 diese	 Ent-
wicklung	nicht	eintritt,	weil	sie	auch	für	
ihn	mehr	als	paradox	wäre.	Aber	natür-
lich	ist	sein	Spielraum	wegen	der	ange-
spannten	Budgetsituation	eng.
profil:	 Gleichzeitig	 soll	 demnächst	 die	
Entscheidung	 für	 den	 Bau	 der	 Linzer	
medizinischen	Universität	fallen.	Ex-Mi-
nister	Karlheinz	Töchterle	hat	den	Be-
schluss	mit	einer	Ausweitung	der	Bud-
getmittel	für	alle	21	bestehenden	Unis	
verknüpft.	
Schmidinger:	Die	Hochschulkonferenz	hat	
dazu	noch	im	Juli	an	die	alte	Bundesre-
gierung	eine	Reihe	von	Forderungen	ge-
richtet.	Minister	Mitterlehner	muss	jetzt	
Farbe	bekennen,	ob	er	sich	an	diese	Vor-
gaben	hält	oder	nicht.
profil:	 Es	 gibt	 Gerüchte,	 dass	 Minister	
Töchterle	wegen	seiner	kritischen	Hal-
tung	zur	neuen	Medizin-Uni	in	Linz	bei	
Oberösterreichs	Landeshauptmann	Jo-
sef	Pühringer	angeeckt	sei.	Seine	Ableh-
nung	der	Doktorratsstudien	an	der	Do-
nauuni	in	Krems	hat	wiederum	Nieder-
österreichs	 Landeshauptmann	 Erwin	
Pröll	nicht	goutiert.	Beides	könnte	ihm	
den	Ministerjob	gekostet	haben.
Schmidinger:	Diese	Gerüchte	kenne	ich	
auch.	Ich	kann	dazu	nichts	sagen.
profil:	In	der	Regierungserklärung	ist	das	
Ziel	von	zwei	Prozent	vom	BIP	für	Wis-
senschaft	 und	 Forschung	 wiederholt	
worden,	aber	wieder	unverbindlich.
Schmidinger:	 Das	 passiert	 leider	 nicht	
zum	ersten	Mal.	Wir	Rektoren	und	Rek-
torinnen	hätten	 uns	 eine	 höhere	Ver-
bindlichkeit	bei	der	Erreichung	dieses	
Zieles	gewünscht.
profil:	Wer	ist	für	den	Vertrauensverlust	
der	Professoren	und	Studenten	gegen-
über	der	neuen	Regierung	verantwort-
lich?	
Schmidinger:	Ich	bin	von	ÖVP	und	SPÖ	
enttäuscht.	Die	ÖVP	hat	den	völlig	un-
verständlichen	Beschluss,	das	Wissen-
schaftsministerium	dem	Wirtschaftsmi-

nisterium	anzugliedern,	durchgezogen.	
Empört	bin	 ich	auch	über	die	passive	
Haltung	der	SPÖ,	die	sich	sonst	bei	hoch-
schulpolitischen	Themen	überdeutlich	
zu	Wort	meldet,	aber	hier	bei	einer	es-
senziellen	Frage	Stillschweigen	bewahrt.	
Schließlich	hatten	die	Landeshauptleu-
te	der	ÖVP	vorher	klar	für	ein	eigenes	
Wissenschaftsministerium	Stellung	be-
zogen.	Nach	vollbrachter	Tat	reden	sie	
von	einer	Fehlentscheidung	–	was	soll	
das?
profil:	Warum	liegen	die	heimischen	Uni-
versitäten	im	internationalen	Vergleich	
so	schlecht?
Schmidinger:	Gerade	unter	Minister	Töch-
terle	hat	sich	doch	einiges	zum	Besseren	
bewegt.	So	liegt	Österreich	bei	den	zu-
sätzlichen	 Mitteln	 für	 Forschung	 und	
Entwicklung	weit	vorne.	Auch	die	Uni-
Milliarde	war	 elementar.	 Es	wird	 eine	
große	Herausforderung	für	Mitterlehner	
werden,	dass	er	auch	für	2016	bis	2018	
diese	Mittel	aufbringen	wird	können.
profil:	Sie	sehen	die	Zukunft	der	Geistes-
wissenschaften	durch	die	Orientierung	
auf	angewandte	Forschung	bedroht?
Schmidinger:	 Diese	 Gefahr	 ist	 wirklich	
sehr	groß.	Da	kommt	es	sehr	auf	die	Sen-
sibilität	des	neuen	Ministers	an.	Gerade	
in	Ländern,	wo	es	das	Junktim	zwischen	
Wirtschaft	und	Wissenschaft	schon	gibt,	
wurden	die	Geisteswissenschaften	aus-
gehungert.	 Im	 Regierungsprogramm	
heißt	es,	dass	man	für	die	Geisteswissen-
schaften	zusätzliche	Stellen	und	Mittel	
zur	Verfügung	stellen	wolle.	Es	wird	ent-
scheidend	sein,	was	mit	dieser	Absichts-
erklärung	konkret	passiert.	

HEinRicH ScHmidinGER
der Präsident der Universitätenkonferenz 
(Uniko) hatte an Bundespräsident Heinz 
Fischer appelliert, eine Regierung ohne 
Wissenschaftsminister nicht anzugeloben. 
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